
ZUSAMMENFASSENDE TABELLE VORLÄUFIGE SICHERCHEIT FÜR DIE TEILNAHME AM AUSSCHREIBUNGSVERFAHREN 
 

 
 
 
 
 

 LG Nr. 16/2015 Art. 27 Absätze 10 und 11 wie geändert durch 
das Landesgesetz vom 16. Juni 2023, Nr. 11 

GvD Nr. 36/2023 Art. 106 

   
 BAUAUFTRÄGE  
   

 AUF DER GRUNDLAGE DES AUSSCHREIBUNGSBETRAGS (einschließlich 
Sicherheitskosten und/oder Interferenzen) 

 

offene Verfahren Verpflichtung, eine Sicherheit von 1 Prozent des in der Bekanntmachung oder 
Einladung angegebenen Preises, in Form einer Kaution oder Bürgschaft, nach Wahl 
des Anbieters, vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 10 des Art. 27 L.G. 
16/2015 i.g.F., zu verlangen. 
 

Verpflichtung eine Sicherheit von 2 Prozent des Gesamtwertes des Verfahrens, wie in 
der Bekanntmachung und im Einladungsschreiben angegeben, zu verlangen (mögliche 
Reduzierung auf 1 Prozent oder Erhöhung auf 4 Prozent) 

Verhandlungsverfahren (für Beträge ≤ 5.382.000) 
  

Die VS verlangt keine vorläufige Sicherheit, es sei denn, in den Verfahren gemäß den Buchstaben c), d) und e) des gleichen Absatzes 1 des Artikels 26, aufgrund der Art 
und Besonderheit des einzelnen Verfahrens, gibt es besondere Anforderungen, die deren Anfrage rechtfertigen. Die besonderen Anforderungen sind im Entscheid zur 
Einleitung des Vergabeverfahrens oder im Aufruf zum Verfahren oder in einem anderen gleichwertigen Dokument angegeben. 
 
Es ist möglich, die vorläufige Sicherheit mit angemessener Begründung in den Verfahren gemäß den Buchstaben c), d) und e) des gleichen Absatzes 1 des Artikels 26 zu 
beantragen, wenn aufgrund der Art und Besonderheit des einzelnen Verfahrens besondere Anforderungen vorliegen, die deren Anfrage rechtfertigen. Die besonderen 
Anforderungen sind im Entscheid zur Einleitung des Vergabeverfahrens oder im Aufruf zum Wettbewerb oder in einem anderen gleichwertigen Dokument angegeben (Art. 
27 Absatz 11 des L.G. 16/2015 wie geändert durch L.G. 11/2023). Sicherheit von 1 Prozent des im Einladungsschreiben angegebenen Preises. 
 

   
 DIENSTLEISTUNGEN UND LIEFERUNGEN UND 

DIENSTLEISTUNGEN IM BEREICH INGENIEURSWESEN UND 
ARCHITEKTUR 

 

   
 AUF DER GRUNDLAGE DES AUSSCHREIBUNGSBETRAGS (einschließlich 

Sicherheitskosten und/oder Interferenzen) 
 

offene Verfahren Verpflichtung, eine Sicherheit von 1 Prozent des in der Bekanntmachung 
angegebenen Preises zu verlangen. 

Verpflichtung eine Sicherheit von 2 Prozent des Gesamtwertes des Verfahrens, wie in 
der Bekanntmachung und im Einladungsschreiben angegeben, zu verlangen (mögliche 
Reduzierung auf 1 Prozent oder Erhöhung auf 4 Prozent) 
 

Verhandlungsverfahren (für Beträge ≤ 215.000) 
 

Die VS verlangt keine vorläufige Sicherheit, es sei denn, in den Verfahren gemäß den Buchstaben c), d) und e) des gleichen Absatzes 1 des Artikels 26, aufgrund der Art 
und Besonderheit des einzelnen Verfahrens, gibt es besondere Anforderungen, die deren Anfrage rechtfertigen. Die besonderen Anforderungen sind im Entscheid zur 
Einleitung des Vergabeverfahrens oder im Aufruf zum Verfahren oder in einem anderen gleichwertigen Dokument angegeben. 

 
 Es ist möglich, die vorläufige Sicherheit mit angemessener Begründung in den Verfahren gemäß den Buchstaben c), d) und e) des gleichen Absatzes 1 des Artikels 26 zu 

beantragen, wenn aufgrund der Art und Besonderheit des einzelnen Verfahrens besondere Anforderungen vorliegen, die deren Anfrage rechtfertigen. Die besonderen 
Anforderungen sind im Entscheid zur Einleitung des Vergabeverfahrens oder im Aufruf zum Wettbewerb oder in einem anderen gleichwertigen Dokument angegeben 
(Art. 27 Absatz 11 des L.G. 16/2015 wie geändert durch L.G. 11/2023). Sicherheit von 1 Prozent des im Einladungsschreiben angegebenen Preises. 
 

   

 BEFREIUNG ODER REDUZIERUNG IM ZUSAMMENHANG MIT 
DER BERUFLICHEN QUALIFIKATION DES 
WIRTSCHAFTSTEILNEHMERS 
FÜR BAUAUFTRÄGE, DIENSTLEISTUNGEN UND LIEFERUNGEN SOWIE 
FÜR DIENSTLEISTUNGEN IM BEREICH INGENIEURSWESEN UND 
ARCHITEKTUR 

 

   



a) Wirtschaftsteilnehmer, welchen nach den europäischen Normen der Serien UNI 
CEI EN 45000 und UNI CEI EN ISO/IEC 17000 die Zertifizierung des 
Qualitätsmanagementsystems nach den europäischen Normen der Serie UNI CEI 
ISO 9000 bescheinigt wird. 
 

Befugnis, keine Sicherheit vorzulegen (Befreiung gemäß Art. 27 Absatz 12 L.G.) 
 

Reduzierung der Sicherheit (und der eventuellen Erneuerung) um 30 Prozent (Art. 106 
Absatz 8 GvD Nr. 36/2023) 

b) Kleinst-, sowie kleine und mittlere Unternehmen und Bietergemeinschaften von 
Wirtschaftsteilnehmern oder gewöhnliche Konsortien, die ausschließlich aus 
Kleinst-, kleinen und mittleren Unternehmen bestehen. Diese Verpflichtung gilt 
auch nicht für die in Art. 65, Abs. 2, Buchst. e), f), g), h) des GvD 36/2023 
genannten Konsortien, wenn es sich um Kleinst-, Klein- oder Mittelunternehmen 
handelt. 
 

Reduzierung der Sicherheit (und einer eventuellen Erneuerung) um 50 Prozent (im 
Falle der Befreiung gemäß Buchst. a) nicht anwendbar) 
 

Reduzierung der Sicherheit (und der eventuellen Erneuerung) um 50 Prozent (nicht 
mit der Reduzierung unter a) kumulierbar) 
 

c) Wirtschaftsteilnehmer, die eine oder mehrere der unter den in Anhang II.13 
vorgesehenen Zertifizierungen oder Marken besitzen, 

Gemäß Absatz 8 des Art. 106 des GvD 36/2023 wird der Betrag der Sicherheit und ihrer 
möglichen Erneuerung um bis zu einem Höchstbetrag von 20 Prozent reduziert, 
kumulierbar mit den Reduzierungen des ersten und zweiten Satzes desselben Art. 106 
Absatz 8, wenn der Wirtschaftsteilnehmer eine oder mehrere der in Anhang II.13 
vorgesehenen Zertifizierungen oder Marken besitzt, die in den ursprünglichen 
Ausschreibungsunterlagen festgelegt sind und auch den Betrag der Reduzierung festlegen, 
innerhalb des vorgegebenen Höchstlimits. 
Im Falle einer Kumulierung der Reduzierungen wird die nachfolgende Reduzierung auf den 
Betrag berechnet, der sich aus der vorherigen Reduzierung ergibt. Um die in diesem Absatz 
vorgesehenen Reduzierungen in Anspruch zu nehmen, weist der Wirtschaftsteilnehmer bei 
der Angebotsabgabe auf den Besitz der entsprechenden Anforderungen hin und 
dokumentiert dies in der von den geltenden Vorschriften vorgeschriebenen Weise. 

 

Gemäß Absatz 8 des Art. 106 des GvD 36/2023 wird der Betrag der Sicherheit und ihrer 
möglichen Erneuerung um bis zu einem Höchstbetrag von 20 Prozent reduziert, 
kumulierbar mit den Reduzierungen des ersten und zweiten Satzes desselben Art. 106 
Absatz 8, wenn der Wirtschaftsteilnehmer eine oder mehrere der in Anhang II.13 
vorgesehenen Zertifizierungen oder Marken besitzt, die in den ursprünglichen 
Ausschreibungsunterlagen festgelegt sind und auch den Betrag der Reduzierung 
festlegen, innerhalb des vorgegebenen Höchstlimits. 
Im Falle einer Kumulierung der Reduzierungen wird die nachfolgende Reduzierung auf 
den Betrag berechnet, der sich aus der vorherigen Reduzierung ergibt. Um die in diesem 
Absatz vorgesehenen Reduzierungen in Anspruch zu nehmen, weist der 
Wirtschaftsteilnehmer bei der Angebotsabgabe auf den Besitz der entsprechenden 
Anforderungen hin und dokumentiert dies in der von den geltenden Vorschriften 
vorgeschriebenen Weise. 
 

   
   

   
   
   
Wirtschaftsteilnehmer, welchen nach den europäischen Normen der Serien UNI 
CEI EN 45000 und UNI CEI EN ISO/IEC 17000 die Zertifizierung des 
Qualitätsmanagementsystems nach den europäischen Normen der Serie UNI CEI 
ISO 9000 bescheinigt wird (Punkt a) des oben angeführten Verzeichnisses) 

- bei Teilnahme der Rechtssubjekte gemäß Art. 65 Abs. 2 Buchst. e), f), g), h) GvD 
Nr. 36/2023:  Befreiung, nur wenn alle in der BG, im gewöhnlichen Konsortium 
in der EWIV oder im Netzwerk zusammengeschlossenen Unternehmen, die an 
der Ausschreibung teilnehmen, im Besitze der Zertifizierung sind; 

 
- bei Teilnahme als Konsortium gemäß Art. 65 Abs. 2 Buchst. b), c), d) GvD Nr. 

36/2023: Befreiung, nur wenn das Konsortium und/oder die ausführenden 
Mitglieder des Konsortiums die Zertifizierung besitzen. 
 

 

- bei Teilnahme der Rechtssubjekte gemäß Art. 65 Abs. 2 Buchst. e), f), g), h) 
GvD Nr. 36/2023:  Reduzierung, nur wenn alle in der BG, im gewöhnlichen 
Konsortium in der EWIV oder im Netzwerk zusammengeschlossenen Unterneh-
men, die an der Ausschreibung teilnehmen, im Besitze der Zertifizierung sind; 
 

- bei Teilnahme als Konsortium gemäß Art. 65 Abs. 2 Buchst. b), c), d) GvD Nr. 
36/2023: Reduzierung, nur wenn das Konsortium und/oder die ausführenden 
Mitglieder des Konsortiums die Zertifizierung besitzen. 
 

 
Zertifizierungen oder Marken, die unter den in Anhang II.13 des GvD 36/2023 
vorgesehenen ausgewählt wurden. 
 

- bei Teilnahme der Rechtssubjekte gemäß Art. 65 Abs. 2 Buchst. e), f), g), h) GvD 
Nr. 36/2023 wird die Reduzierung der vorläufigen Sicherheit gewährt, wenn auch 
nur ein assoziiertes Unternehmen die erforderliche Zertifizierung besitzt oder, für 
die Konsortien gemäß Art. 65 Absatz 2 Buchst. b), c), d) GvD Nr. 36/2023, durch 
das Konsortium und/oder die ausführenden Konsortiumsmitglieder. 

 
- bei Konsortien gemäß Art. 65, Abs 2, Buchst b), c), d) des GvD 36/2023: 

Reduzierung, wenn das Konsortium und/oder die ausführenden Mitglieder des 
Konsortiums die Zertifizierung besitzen. 

- bei Teilnahme der Rechtssubjekte gemäß Art. 65 Abs. 2 Buchst. e), f), g), h) GvD 
Nr. 36/2023: Reduzierung, wenn auch nur ein Mitglied die Zertifizierung besitzt 
 

- bei Konsortien gemäß Art. 65, Abs 2, Buchst b), c), d) des GvD Nr. 36/2023: 
Reduzierung, wenn das Konsortium und/oder die ausführenden Mitglieder des 
Konsortiums die Zertifizierung besitzen. 

 
 

 
Absatz 3 des Artikels 27 des LG Nr. 16/2015 führt die Rechtsfolgen bei fehlendem Nachweis der Erfüllung der allgemeinen und besonderen Anforderungen an: die Vergabestelle widerruft die Maßnahme des Zuschlags, schließt den 
Teilenehmer aus, behält die vorläufige Sicherheit ein, falls verlangt, meldet diesen Umstand den zuständigen Behörden und geht in der Rangordnung weiter. Im bereits genannten Absatz 3 wird außerdem darauf hingewiesen, dass im 
Falle des Ausschlusses eines Wirtschaftsteilnehmers, der von der Abgabe der vorläufigen Sicherheit befreit oder zur Abgabe der vorläufigen Sicherheit zu einem reduzierten Betrag berechtigt war, dieser in jedem Fall zur Zahlung eines 
Betrages, der in Artikel 27 genau angegeben wird, verpflichtet ist. 

 


